Bewertung und aktueller Stand der Debatte in der Regierung
zum Sparpaket

Von Stephan Lindner’
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Vorbemerkung

Am 7. Juni hat die Bundesregierung ein Sparpaket vorgelegt, von dem sie behauptet, dass sich
damit in den ndchsten vier Jahren iiber 80 Mrd. Euro Einsparungen realisieren lassen und so die
Vorgaben der sog. Schuldenbremse eingehalten werden kénnen. Zudem behauptet sie, das Paket sei
historisch einmalig und sozial gerecht. Einer genaueren Analyse hilt keine dieser Behauptungen
stand. Am stirksten betroffen ist vor allem der Sozialbereich, in dem mit 30,3 Mrd. Euro die mit
Abstand grofSten Einsparungen realisiert werden sollen. Hier sind die anvisierten Einsparungen auch
bereits relativ konkret benannt. In anderen Bereichen sind die Einsparungen hingegen entweder
reine Luftbuchungen oder stehen unter derart vielen Vorbehalten, dass fraglich ist, ob die
prognostizierten Einsparungen tatsdchlich jemals realisiert werden. Bezeichnend fiir das Paket ist
auch, dass Steuererh6hungen, also die Sanierung des Haushalts iiber Einnahmesteigerungen, von
sehr engen Ausnahmen abgesehen, tabu sind. Satt durch Steuererh6hungen auf Kapitalertrage,
Konzernprofite und hohe Einkommen sowie grofSe Vermogen diejenigen zur Kasse zu bitten, die
von den Rettungspaketen der Vergangenheit am meisten profitiert haben, sollen die Lasten der Krise
vor allem auf diejenigen abgewdlzt werden, die sich am wenigsten dagegen wehren kénnen. Am
hértesten von Einschnitten betroffen sind eindeutig Hartz IV Empféanger.

Eineinhalb Monate nach seiner Verkiindung ist sogar im Bundeskabinett, dass die MaBnahmen
selbst beschlossen hat, heftiger Streit {iber einzelne MaRnahmen ausgebrochen. Einzelnen Ministern
musste wohl erst nachtréglich von ihrer Minsterialbiirokratie klar gemacht werden, was sie da mit
beschlossen hatten. Als Familienministerin Kohler anfing, die Plane zur Abschaffung des
Elterngeldes bei Hartz IV Empfdngern zu konkretisieren und dabei raus kam, dass diese Regelung
auch Aufstocker und Minijober betreffen wiirde, war der Aufschrei dariiber sogar bei FDP und CSU
so groR, dass es fiir diese Gruppen wahrscheinlich eine Sonderregelung geben soll. Massiven
Widerstand gibt es insbesondere in der FDP, aber auch in der CSU, die selbst die geringen Lasten,
die ihre Wahlerklientel zu tragen hétte, verhindern wollen. Wirtschaftsminister Briiderle opponiert
mittlerweile 6ffentlich gegen die Streichung von Steuererleichterungen bei Oko- und
Energiessteuern und zusammen mit dem von der CSU gestellten Verkehrsminister Ramsauer gegen
die Flugverkehrsabgabe, Justizministerin Leuthduser-Schnarrenberger ist die Wiedereinfiihrung des
Fiskusprivilegs ein Dorn im Auge.

1 Stephan Lindner ist Diplom Politologe und lebt in Berlin. Er ist Mitglied im Koordinierungskreis von Attac
Deutschland.



AuBerdem zeigt sich immer mehr, mit welch heilSer Nadel das Kabinett dieses Sparpaket auf seiner
Klausur gestrickt hat. Die Berechnung angeblich eingesparter Zinsen (siehe Unterabschnitt Weitere
Mafnahmen) kann eigentlich nur als abenteuerlich bezeichnet werden. Viele angebliche
Sparmafnahmen waren oder sind ldngst fiir ganz andere Projekte vorplant, so z.B. die
Flugverkehrsabgabe (siehe Unterabschnitt Abbau von Subventionen und 6kologische
Neujustierung) oder die Beteiligung des Bankensektors (siehe Unterabschnitt Beteiligung von
Unternehmen). Und wenn man, wie bei der Bahn, von einem Staatsunternehmen eine Dividende
eintreiben will, die diese nur wieder durch zusétzliche Schulden finanziert, dann ist das nicht nur
ein Verschiebebahnhof, sondern dariiberhinaus auch noch ein schlechtes Geschaft, weil diese fiir
ihre zusétzlichen Schulden wahrscheinlich einen héheren Zinssatz bezahlen muss, als der Bund dies
tate.

Dabei sind Zweifel angebracht, ob das Sparpaket selbst dann, wenn es wie geplant in allen
Bereichen durchgesetzt wird, seine Ziele iiberhaupt erreichen kann. Kommt es zu keinem selbst
tragenden wirtschaftlichen Aufschwung, fiihren verminderte Staatsausgaben dazu, dass die
Binnennachfrage noch weiter abgewiirgt und eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung so
verhindert wird. Statt Schuldenabbau sind dann Steuerausfélle und noch héhere Schulden das
Ergebnis. Sollte auch nur ein Bruchteil der mit den Rettungspaketen der letzten Monate
eingegangenen Biirgschaften féllig werden, wiére alles Sparen bereits wieder Makulatur. Dartiber
hinaus geht die Bundesregierung davon aus, dass die Wirtschaft in den néchsten Jahren wieder
wadchst, vor allem angetrieben durch den Export, und die Arbeitslosigkeit sich nicht erh6ht. Sollten
diese optimistischen Prognosen nicht eintreffen, héitte das weitere Milliardenausgaben zur Folge,
die in der Logik der Bundesregierung ein weiteres Sparpaket erforderlich machen wiirden.

Aber auch dann, wenn alles wie geplant lduft, wére mit den jetzt geplanten Einsparungen noch
langst nicht das Ende der Fahnenstange erreicht. Ver.di weist in seiner Stellungnahme zum
Sparpaket® darauf hin, dass sich mit den jetzt vorgeschlagenen Maknahmen die Hohe der
Einsparungen von 11,2 Mrd. € im Jahr 2011 auf 27,6 Mrd. € im Jahr 2014 erhoht. Sollen die
Anforderungen der Schuldenbremse aber voll erfiillt werden, miisste sich dieser Betrag bis 2016
noch auf ca. 50 Mrd. € erhéhen.

Wenig findet sich im Sparpaket auch zur Haushaltssituation der Kommunen. In einem kurzen
Unterkapitel bekennt man sich zu seiner ,,gesamtstaatlichen Verantwortung®. Derzeit berdt eine von
der Bundesregierung eingesetzte Gemeindefinanzkommission. Mit konkreten Vorschldgen ist wohl
nicht vor Herbst zu rechnen. Dann drohen moglicherweise weitere Kiirzungen fiir Hartz V-
Empfinger und Steuererh6hungen.® Sobald deren Vorschlage vorliegen, werde ,,die
Bundesregierung diese ziigig priifen und zur Entscheidung bringen.“ Mit den im Sparpaket selbst
enthaltenen Mallnahmen biirdet man den Kommunen allerdings zwischenzeitlich erst einmal
weitere finanzielle Lasten auf (siehe dazu den Unterabschnitt ,,Neujustierung von Sozialgesetzen®).

Zu beachten ist auch, dass das Sparpaket eine europdische Dimension hat. Mit der Umsetzung des
Sparpakets mochte sich die deutsche Bundesregierung in der EU als Musterschiiler in Sachen
Sparen profilieren, um sich weiterhin gegeniiber den anderen EU-Staaten als Lehrmeister aufspielen
zu konnen.

Insgesamt ist die Bundesregierung beim Schniiren des Sparpaketes nach dem Motto vorgegangen,
dass vor allem diejenigen belastet werden sollen, die sich am wenigsten wehren kénnen. Dass die
heftigsten Einschnitte im Sozialbereich geplant sind, die Profiteure der Bankenrettungspakete aber
kaum zur Kasse gebeten werden, ist vor diesem Hintergrund alles andere als ein Zufall. Die jetzt
sogar im Bundeskabinett aufflammende Debatte zu einzelnen Mallnahmen des Sparpaketes und der
Dilettantismus, der sich in einzelnen MaRRnahmen widerspiegelt, zeigt aber auch, dass diese

2 http://www.verdi.de/politik von a bis z/sparpaket/data/ver.di-Bewertung-des-schwarz-gelben-Sparpaketes.pdf
3  http://www.innsalzach24.de/muehldorf/gemeindefinanzierung-keine-aenderung-ohne-kommunen-in24-846707.html
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Beschliisse noch ldngst nicht in trockenen Tiichern sind. Wenn also am Ende nicht nur die
Schwaichsten der Gesellschaft fiir die Kosten der Krise bezahlen sollen, ist einerseits energischer
Widerstand mehr als nétig, hat dieser aber anderseits auch sehr gute Aussichten auf Erfolg. Diese
Regierung ist derzeit mehr als schwach und das von ihr vorgestellte Sparpaket iiberzeugt nicht mal
die eigenen Minister, die es beschlossen haben, geschweige denn die Parteien, aus denen sie
kommen und deren Abgeordnete ihm zustimmen miissen. Das gilt selbst fiir die angeblich
vorhandene soziale Ausgewogenheit, wie das kiirzlich gezeigte Zuriickrudern beim Kiirzen des
Elterngelds fiir Minijober und Hartz IV Aufstocker zeigt.

Die MaBnahmen im Einzelnen

Die Bundesregierung hat ihr MaRnahmepaket in Form einer Tabelle* und eines kurzen Papiers mit
Erlduterungen® veroffentlicht. In dem Papier sind die Sparmanahmen sechs Unterbereichen
zugeordnet (siehe Tabelle 1 auf der nédchsten Seite).

Die Ubersicht zeigt bereits, dass die mit Abstand meisten Streichungen im Sozialbereich
vorgenommen werden sollen. Hier sollen in den nédchsten vier Jahren mit 30,3 Mrd. € 37% der
Einsparungen realisiert werden. Dies ist auch einer der Bereiche, in dem die Bundesregierung
bereits relativ konkret angibt, wie sie diesen Betrag genau einsparen will. Bei vielen anderen
Bereichen bleibt sie hingegen noch eher vage, so dass es durchaus passieren kann, dass die
Einsparungen im Sozialbereich einen noch wesentlich héheren Anteil am tatsachlich realisierten
Gesamtpaket haben werden als derzeit geplant.

2011 2012 2013 2014 Summe

Neujustierung von 3,0Mrd. € | 7,0Mrd. € | 9,4 Mrd. € 10,9 Mrd. € 30,3 Mrd. €
Sozialgesetzen 27% 36% 39% 39% 37%

Beteiligung von 3,3Mrd. € | 5,3Mrd. € | 5,3Mrd. € | 5,3 Mrd. € 19,2 Mrd. €
Unternehmen 29% 28% 22% 19% 23%

Einsparungen im 23Mrd. € | 3,3Mrd. € | 3,9Mrd. € | 3,9 Mrd. € |13,4 Mrd. €
Verwaltungsbereich 21% 17% 16% 14% 16%

Subventionsabbau und 20Mrd. € | 2,5Mrd. € | 2,5Mrd. € | 2,5 Mrd. € | 9,5 Mrd. €
okologische Neujustierung 18% 13% 11% 9% 12%

Weitere MafRnahmen 0,6 Mrd.€ | 1,1Mrd. € |1,7Mrd. € | 2,0Mrd. € |5,4 Mrd. €

5% 6% 7% 7,2% 7%

Streitkriftereform - - 1,0 Mrd. € | 3,0 Mrd. € | 4,0 Mrd. €
4% 11% 5%

Summe 11,2 Mrd. € 19,2 Mrd. € | 23,8 Mrd. € 27,6 Mrd. € | 81,8 Mrd. €

Im Folgenden werden die MalSnahmen in den einzelnen Bereichen genauer dargestellt und bewertet.

Neujustierung von Sozialgesetzen

Mit 16 Mrd. € soll gut die Hélfte der in diesem Bereich anvisierten Einsparungen von 30,3 Mrd. €
durch die Umwandlung von Pflicht- in Ermessensleistungen realisiert werden. Begriindet wird das
von der Bundesregierung damit, dass damit zielgerichteter geférdert werden konne und falsch
gesetzte Anreize vermieden werden kénnten. An welche Mallnahmen die Bundesregierung dabei

4 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/ __Anlagen/2010/2010-06-07-tabelle,property=publicationFile.pdf
5 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/ Anlagen/2010/2010-06-07-eckpunkte-
kabinett,property=publicationFile.pdf
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genau denkt, hat sie allerdings noch nicht prézisiert.
Der DPWYV reagierte darauf bereits mit einer Presseerkldrung, in der es heifSt:

,Nach Informationen des PARITATISCHEN waren im Jahr 2010 entsprechend dem Haushaltsplan
der Bundesagentur fiir Arbeit fiir die Pflichtleistungen 2.383.700 Euro und 5.260.200 Euro bei den
Kann-Leistungen vorgesehen.“® [vermutlich sind die hier genannten Betrdge mit 1000 zu
multiplizieren]

Die Bundesregierung sieht hier ein Einsparpotential, dass allein bei der Bundesagentur fiir Arbeit
2011 bereits 1,5 Mrd. € ausmacht und sich iiber 2,0 Mrd. € im Jahr 2012 noch auf 2,5 Mrd. €
jeweils fiir die Jahre 2013 und 2014 steigern ldsst, so dass allein in diesem Bereich bei der
Bundesagentur fiir Arbeit innerhalb von vier Jahren 10 Mrd. € eingespart werden sollen. Dies wire
dann ab 2013 in etwa ein Drittel des gesamten Etats, den die Agentur derzeit fiir Férderleistungen
zur Verfiigung hat. Weitere 6 Mrd. € sollen in diesem Bereich in den kommenden vier Jahren beim
Bund selbst gespart werden.

Der DPWYV fiirchtet u.a., dass dies bedeuten kdnnte, dass Menschen mit Behinderungen Opfer
dieser Kiirzungen werden. Sollten die Leistungen, auf die sie bisher einen gesetzlichen Anspruch
haben, auf Kann-Leistungen umgestellt werden, wiirde sie das zu Bittstellern machen, deren
Forderung von der allgemeinen Finanzlage und dem Wohlwollen des zustdndigen Sachbearbeiters
abhingen.

Die taz erkundigte sich direkt bei der Bundesagentur fiir Arbeit, wo solche Kiirzungen moglich
seien und bekam von deren Sprecherin Hiirth die Auskunft:

,»Die Regierung konnte vor allem an den Ausgaben fiir arbeitslose Behinderte und Jugendliche
sparen, fiirchtet Hiirth. Denn genau dort bestiinden derzeit die 'groSten Blécke der
Pflichtleistungen'. Dagegen liegt die Entscheidung, ob Qualifizierungs- und TrainingsmaSnahmen,
aber auch 1-Euro Jobs fiir erwachsene Bezieher von Arbeitslosengeld I oder II (Hartz IV) gewdhrt
werden, bereits heute im Ermessensspielraum der Jobcentermitarbeiter.

Arbeitslose Jugendliche und Behinderte hatten zum Beispiel bislang einen Rechtsanspruch auf
finanzielle Hilfe, um einen Hauptschulabschluss nachzuholen oder eine Ausbildung auch in groer
Entfernung von der elterlichen Wohnung aufzunehmen. Bei Behinderten werden Zuschiisse fiir die
Arbeit in Werkstdtten oder auch Kost und Logis bei der Unterbringung in behindertengerechten,
berufsausbildenden Einrichtungen bezahlt.*

Wachsen diirfte damit auch der Druck auf die Beschéftigten der Bundesagentur, die bei
angespannter Haushaltslage auch von ihnen selbst als sinnvoll erachtete Hilfen immer seltener
bewilligen kénnten.

Trotz dieser Kiirzungen hofft man, durch ,,Effizienzverbesserungen bei der Arbeitsvermittlung bei
SGB II“ im Jahr 2013 1,5 Mrd. € und im Jahr 2014 sogar 3,0 Mrd. € einsparen zu konnen.
AuBerdem hofft man hierbei auf einen demographischen Effekt. Ob sich diese Einsparungen
tatsdchlich auf die genannte Art und Weise realisieren lassen, ist vollig offen.

Zusétzlich will man jedes Jahr 1,8 Mrd. € einsparen, indem man den Zuschuss an die
Rentenversicherung bei ALG II abschafft. Angeblich wére dies ein Anreiz, schneller wieder eine
Beschiftigung aufzunehmen. Allerdings diirfte diese Summe dann in der umlagefinanzierten
Rentenkasse fehlen. Da durch die Rentenzuschiisse fiir Hartz IV-Bezieher pro Jahr derzeit ohnehin
nur eine Renten-Anwartschaft in Héhe von 2,09 Euro pro Monat entsteht, diirfte sich der Effekt auf
die im Alter ausgezahlte Rente fiir die Betroffenen in engen Grenzen halten. Wer ldngere Zeit von
Hartz IV leben musste, ist wahrscheinlich ohnehin auch im Alter weiter auf Hartz IV angewiesen,
da seine Rentenanspriiche unter dem Existenzminimum liegen.

Als Leidtragende dieser MaBnahme sehen sich vor allem die Kommunen, denn fiir jeden Euro, der

6  http://www.der-paritaetische.de/22/?tx_ttnews[tt news]=3834&cHash=bf3c65c4ee
7  Taz vom 9.6.10 Seite 3
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nicht als Rente, sondern als Hartz-IV-Leistung ausgezahlt wird, miissen diese aufkommen.
Entsprechend wirft der Hauptgeschéftsfiihrer des Deutschen Stadtetags, Stephan Articus, der
Bundesregierung auch vor, hier auf Kosten der Kommunen zu sparen.® Wenn sich Kommunen das
tiberhaupt noch leisten kénnen, dann wohl nur, in dem sie selbst auch entsprechend stark an anderer
Stelle sparen.

200 Mio. € pro Jahr will die Bundesregierung sparen, in dem sie einen befristeten Zuschlag streicht,
den in der Vergangenheit ehemalige Bezieher von ALG I erhielten, wenn sie in ALG II wechseln
mussten. Er wurde maximal zwei Jahre lang bezahlt und betrug im ersten Jahr maximal 160 Euro
und im zweiten Jahr maximal 80 Euro pro Person und Monat.’ Im Erlduterungspapier der
Bundesregierung heilst es dazu ohne weitere Begriindung, dieser Anspruch sei ,iiberholt*.

Eine weitere Kiirzung trifft den wegen der hohen Energiepreise eingefiihrten Heizkostenzuschuss.
Durch seine Streichung will die Bundesregierung jedes Jahr 100 Mio. € einsparen. Begriindet wird
dies mit wieder gesunkenen Energiepreisen. Ob diese allerdings in der ndchsten Heizperiode immer
noch so niedrig sind, gerade wenn man die der Haushaltsplanung der Bundesregierung zu Grunde
liegenden Konjunkturerwartungen zum Maf3stab nimmt, darf bezweifelt werden.

Weitere 400 Mio. € pro Jahr méchte die Bundesregierung durch die Streichung des Elterngelds fiir
ALG II Bezieher einsparen. Bisher bestand ein Anspruch auf Elterngeld in Héhe von 300 Euro, das
fiir die ersten zwolf Monate nach der Geburt eines Kindes ausgezahlt wurde. Knapp 40% aller Hartz
IV Bedarfsgemeinschaften sind laut einer Studie der Bundesagentur fiir Arbeit vom Dezember 2009
Alleinerziehende mit Kindern. Nach wie vor sind Kinder das Armutsrisiko Nummer eins im Land.
Zu einem offentlichen Aufschrei bei CSU und FDP kam es in diesem Zusammenhang bereits, als
herauskam, dass von dieser MaRnahme auch Mini-Jobber und Niedrigverdiener mit ergénzendem
Arbeitslosengeld II betroffen wéren. Nun soll es fiir diese Gruppe wahrscheinlich Ausnahmeregeln
geben, was aber auch dazu fiihren wiirde, dass das in diesem Bereich anvisierte Sparvolumen nicht
realisiert werden konnte."

Weitere 200 Mio. € pro Jahr mochte die Bundesregierung dadurch einsparen, dass sie bei Eltern mit
einem anzurechnenden Nettoeinkommen von iiber 1.240 € pro Monat das Elterngeld von 67% auf
65% des Nettoeinkommens absenkt. Maximal werden, wie bisher, 1.800 € Elterngeld pro Monat
bezahlt.

Der einzige Posten, der in der Spartabelle eine Ausgabe ist, ist ein Zuschuss in Héhe von 2 Mrd. €,
der im Jahr 2011 zusétzlich an die gesetzliche Krankenkassen (GKV) gezahlt werden soll. Die
folgenden Jahre enthalten diesen Zuschuss nicht mehr. Tatsdchlich sind diese 2 Mrd. € nur ein im
Haushalt zusétzlich eingestellter Betrag, der zu einem ohnehin bereits eingestellten Zuschuss von
13,3 Mrd. € hinzu addiert wird, so dass der Gesamtzuschuss dann fiir 2011 15,3 Mrd. € betragt.
Allerdings erwarten die GKV fiir 2011 trotzdem noch ein Defizit von 11 Mrd. €. Dieses Jahr soll
der Zuschuss noch 15,7 Mrd. € betragen, was bei den GKV trotzdem noch zu einem Defizit in Hohe
von 8 Mrd. € fiihren soll. Im Streit um die Gesundheitsreform betitelten sich die Koalitionére vor
kurzem noch als Gurkentruppe und Wildséue. Derzeit ist geplant, die Liicke zukiinftig durch
weitere Beitragserh6hungen zu schlieSen. So sollen die Beitrdge von 14,9% auf 15,5% steigen,
wobei der Kostenanteil der Arbeitgeber bei Arbeitnehmern nur 7,3% betragen soll und zukiinftig bei
diesem Anteil eingefroren werden soll. Zusétzlich kénnen Kassen, wenn die so erhobenen Beitrdge
nicht ausreichen, kiinftig einen nach oben offenen Fixbeitrag erheben, der bisher bei max. 1% des
Einkommens gedeckelt war, jetzt aber eine beliebige Hohe erreichen kann. Dadurch werden
Geringverdiener prozentual stirker belastet als Gutverdiener. Da davon auszugehen ist, dass die
reguldren Beitrdge bei einem weiteren Anstieg der Kosten im Gesundheitswesen auch weiterhin
nicht ausreichen werden, droht hier die Einfiihrung einer Art Kopfpauschale durch die Hintertiir,

8  http:/de.reuters.com/article/domesticNews/idDEBEE65708720100608
9  Zu der komplizierten Berechnungsformel siehe http://www.arbeitslosengeld-verstehen.de/zuschlag.htm

10 http://www.volksfreund.de/nachrichten/themendestages/themenderzeit/Weitere-Themen-des-
Tages-Berlin;art742,2499349
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auch wenn diese sich von Krankenkasse zu Krankenkasse wahrscheinlich unterscheiden wird. Diese
Malnahmen sind allerdings nicht Teil des Sparpakets, sondern einer sog. Gesundheitsreform

Die nachfolgende Tabelle zeigt alle Details zur geplanten ,,Neujustierung von Sozialgesetzen® (O-

Ton Bundesregierung zu ihrer Sparorgie im Sozialbereich) im Uberblick:

2011 2012 2013 2014 Summe
Ersatz Pflicht durch
Ermessensleistungen (SGB II +
SGB III)
- Einsparungen Bund 0,5Mrd. € |1,5Mrd. € 2,0 Mrd. € |2,0 Mrd. € 6,0 Mrd. €
- Einsparungen BA 1,5Mrd. € |2,5Mrd. € 3,0 Mrd. € 3,0 Mrd. € |10,0 Mrd. €
Abschaffung befristeter 0,2 Mrd. € 0,2 Mrd. € 0,2 Mrd. € (0,2 Mrd. € 0,8 Mrd. €
Zuschlag Alg 11
Abschaffung Zuschuss an 1,8 Mrd. € 1,8 Mrd. € 1,8 Mrd. € 1,8 Mrd. € 7,2 Mrd. €
Rentenversicherung
bei Alg I1
Wegfall Erstattungen einigungs- | 0,3 Mrd. € |0,3 Mrd. € 0,2 Mrd. € 0,2 Mrd. € 1,0 Mrd. €
bedingte Leistungen an die
Rentenversicherung (§ 291c
SGB VI)
Effizienzverbesserungen bei der 1,5 Mrd. € 3,0 Mrd. € 4,5 Mrd. €
Arbeitsmarktvermittlung bei
SGB 11
Abschaffung Elterngeld bei Alg | 0,4 Mrd. € 0,4 Mrd. € 0,4 Mrd. € 0,4 Mrd. € 1,6 Mrd. €
II
Begrenzung des Elterngeldes 0,2 Mrd. € |0,2 Mrd. € 0,2 Mrd. € |0,2 Mrd. € 0,8 Mrd. €
Wohngeld (Streichung 0,1 Mrd. € |0,1 Mrd. € (0,1 Mrd. € |0,1 Mrd. € 0,4 Mrd. €
Heizkostenzuschuss)
Zusétzlicher Steuerzuschuss -2,0 Mrd. €
GKV
Summe 3,0 Mrd. € | 7,0 Mrd. € 9,4 Mrd. € 10,9 Mrd. €|30,3 Mrd. €

Beteiligung von Unternehmen

Der zweitgrolite Posten im Sparpaket ist mit 23% oder 19,2 Mrd. € laut Regierung eine Beteiligung
von Unternehmen. GrofSter und prinzipiell zu begriifender Posten ist ein steuerlicher Ausgleich der
Kernenergiewirtschaft. Hiermit will die Bundesregierung ab nachstem Jahr jahrlich 2,3 Mrd. €
erlosen, also bis 2014 9,2 Mrd. €. Die Einsparung deckt sich mit einer Forderung des BUND, der
der Bundesregierung kurz vor der Haushaltsklausur vorgerechnet hatte, dass sich durch den Abbau
klimaschédlicher Subventionen pro Jahr mindestens 16,543 Mrd. Euro einsparen lieBen." In der
Aufstellung des BUND wird die Aufthebung der Steuervorteile fiir Atom-Riickstellungen und die
sofortige Einfiihrung einer Energiesteuer fiir Kernbrennstoffe mit 1,8 — 2,4 Mrd. € beziffert.
Allerdings findet sich im Begleittext der Bundesregierung die Aussage, dass es ,,im Rahmen eines
Gesamtenergie-Konzepts notwendig* sei, ,,die Laufzeiten von Kernkraftwerken zu verldngern.“
Nach dem noch von Rot-Griin stammenden Ausstiegsbeschluss miissten bis 2014 eigentlich acht der
17 noch Strom produzierenden deutschen Reaktoren abgeschaltet werden, drei davon noch in

11 http://www.bund.net/fileadmin/bundnet/pdfs/klima und energie/20100604 klima klimafakten subventionsabbau.

pdf
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diesem Jahr (Biblis A+B sowie Neckarwestheim). Allerdings gibt es keine harte Vorgabe fiir das
Jahr der Abschaltung. Dieses errechnet sich vielmehr aus der produzierten Strommenge. Betreibern
ist es dabei auch gestattet, unter bestimmten Bedingungen noch zu produzierende Strommengen auf
andere Reaktoren zu iibertragen. Fiir Biblis A hat RWE vor kurzem ein nicht genutztes
Stromkontingent von Eon erworben, mit dem der Reaktor noch ein bis zwei Jahre weiter laufen
soll.”? Der Abschluss des Deals wurde just am Abend der NRW-Wahl bekannt gegeben. In
Neckarwestheim fahrt der Betreiber EnBW das dort vorhandene Kraftwerk gerade im
Minimalbetrieb, in der Hoffnung, doch noch eine Abschaltung verhindern zu kénnen, bevor die
restliche noch genehmigte Menge Strom produziert ist."

Das Finanzministerium hat mittlerweile klar gestellt, dass die Steuer auch unabhéngig von einer
Laufzeitverlangerung erhoben werden soll. Allerdings verwundert dann, dass sie in den nédchsten
vier Jahren jedes Jahr in gleicher Hohe anfallen soll. Der BUND warnt daher trotzdem in seiner
Presseerklarung zum Sparpaket: ,,Die Energieunternehmen diirften {iber den Umweg des
Sparpaketes keinen Freibrief zur Verlingerung der AKW-Laufzeiten erhalten.“'* Auferdem war
noch im Koalitionsvertrag die Rede davon, Mittel aus einer Laufzeitverlangerung ,,zur Erforschung
vor allem von erneuerbaren Energien, insb. von Speichertechnologien“'® zu verwenden. Davon
scheint aber jetzt keine Rede mehr zu sein.

Allerdings bleibt auch noch grundsétzlich abzuwarten, ob diese Steuereinnahmen iiberhaupt fliefen
werden. Nach der Ver6ffentlichung des Sparpaketes entdeckte die Atomindustrie ndmlich doch noch
ihr Herz fiir die Atomausstiegsvereinbarung. Allerdings nicht, weil sie jetzt plotzlich alle
Atomkraftwerke dicht machen will, sondern weil darin aus ihrer Sicht eine Vereinbarung enthalten
ist, die eine Brennelementesteuer ausschlief3t. Dort heilst es ndmlich: ,,Die Bundesregierung wird
keine Initiative ergreifen, mit der die Nutzung der Kernenergie durch einseitige MalSnahmen
diskriminiert wird. Dies gilt auch fiir das Steuerrecht.” Laut Handelsblatt hat die Atomindustrie
daher bereits angekiindigt, notfalls gegen die Steuer vor Gericht zu ziehen.'® Ob es dazu tatsichlcih
kommt und wie gegebenenfalls das Verfahren ausgeht, bleibt abzuwarten. Aus Sicht des BUND
handelt es sich bei der Steuer lediglich um eine Manahme, mit der Atomstrom anderen
Energiearten gleichgestellt wird, also eine Subvention abgebaut wird. Das ist zwar sicher richtig, ist
aber erst seit dem Sparpaket auch die Sichtweise der Bundesregierung.

Aus okologischer Sicht auf jeden Fall bedenklich ist die im Sparpaket mit jahrlich 500 Mio. Euro
eingestellte Bahndividende, die sich in vier Jahren auf eine Summe von 2 Mrd. Euro summiert.
Weil die Bahn dank des Biindnisses Bahn fiir alle, an dem auch Attac beteiligt ist, immer noch ein
Staatsunternehmen ist, handelt es sich zwar hierbei ohnehin vor allem um eine Mallnahme, bei der
Geld von der linken Tasche in die rechte gesteckt wird. Bahn Chef Grube hat schon angekiindigt,
dass er im Gegenzug die Schulden der Bahn langsamer abtragen will."” Allerdings wire es im
Hinblick auf die dringend notwendige dkologische Verkehrswende wesentlich besser, wenn dieses
Geld in den Ausbau des Schienennetzes fliefen wiirde, wie das u.a. Karl-Peter Naumann, der
Vorsitzende des Fahrgastverbandes Pro Bahn, beklagt.' Sollten diese Pline tatsdchlich umgesetzt
werden, ist wohl weiter damit zu rechnen, dass Ziige im Winter ihre Tiiren nicht schliefen kénnen
und im Sommer ihre Fahrgaste grillen.

Eindeutig zu begriiflen ist hingegen die Beteiligung des Bankensektors an den Kosten der
Finanzmarktkrise. Allerdings will die Bundesregierung diesen nicht bereits 2011, sondern erst 2012
belasten, und dann auch nur mit 2 Mrd. € pro Jahr. Zum Vergleich: Das ist gerade einmal etwas

12 http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2010/0511/wirtschaft/0046/index.html

13 http://www.morgenweb.de/nachrichten/politik/20100612 mmm0000000133784.html

14 http://www.bund.net/nc/bundnet/presse/pressemitteilungen/detail/zurueck/pressemitteilungen/artikel/-f7d8f8fe39/

15 http://www.fdp-bundespartei.de/files/363/koalitionsvertrag.pdf Seite 29

16 http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/brennelementesteuer-kernkraftwerksbetreiber-wollen-
klagen;2598763

17 http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/bahnchef-ich-kann-den-unmut-verstehen/1858310.html
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mehr als allein die Deutsche Bank mit 1,8 Mrd. € allein im ersten Quartal 2010 nach Steuern
verdiente. 2009 hatte sie einen Gewinn nach Steuern von 5,0 Mrd. €. Das Bankenrettungspaket,
dass die Bundesregierung 2008 iiber Nacht schniirte, hatte hingegen ein Volumen von 500 Mrd. €.

Wiirde eine Finanztransaktionssteuer eingefiihrt, wie Attac sie seit langem fordert, wéren hier
Einnahmen zu verbuchen, die weit mehr als das Zehnfache betragen wiirden. Selbst bei einem
Steuersatz von nur 0,01% auf alle Finanztransaktionen wiére in Deutschland mit einem
Steueraufkommen von 0,7 % des BIP zu rechnen, wie das Osterreichische Wirtschaftsinstitut
berechnet hat.'® 2009 wiren das knapp 17 Mrd. € gewesen und damit pro Jahr mehr als drei Viertel
dessen, was die Bundesregierung mit ihrem Sparpaket insgesamt in den ndchsten vier Jahren
durchschnittlich pro Jahr einsparen will. Attac hélt sogar eine Hohe der Besteuerung von 0,05% fiir
angemessen. Allerdings sollten die Einnahmen dieser Steuer eigentlich nicht dazu dienen, die arm
gesparten Haushalte der reichen Industriestaaten zu sanieren, sondern vor allem den Menschen in
den Landern des Siidens zu Gute kommen.

Im Begleittext der Bundesregierung ist auferdem von einem Restrukturierungsfonds die Rede, was
bedeuten wiirde, dass ein Teil der Gelder dem Bankensektor im Fall einer erneuten Krise wieder zur
Verfligung stehen wiirde. Laut Spiegel-online sollen mit 1,2 Mrd. € mehr als die Hélfte der 2 Mrd. €
nicht in den Staatshaushalt, sondern in diesen Fonds fliefen. Bis auf diese Weise ausreichend Geld
zusammen kdme, um im Notfall bei einer erneuten Krise Grolbanken zu retten, vergingen trotzdem
Jahrzehnte. Obendrein scheint ein Teil der Gelder auch noch davon abzuhédngen, ob und was fiir
Einigungen auf européischer oder globaler Ebene getroffen werden. Spiegel-online spricht deshalb
auch von einer Luftbuchung und sieht die Finanzindustrie als einen der Gewinner des Sparpakets.”

Letzter Punkt im Unterbereich Beteiligung von Unternehmen ist die Wiedereinfiihrung des
Fiskusprivilegs bei Insolvenzverfahren. Die Bundesregierung rechnet hierdurch mit
Mehreinnahmen von 500 Mio. Euro jahrlich, also insgesamt mit 2 Mrd. € von 2011 bis 2014. Im
Kern geht es darum, dass die Anspriiche von Finanzamtern bei einer Insolvenz zukiinftig wieder
Vorrecht vor den Anspriichen aller anderen Glaubiger haben, wie dies bereits bis 1999 der Fall war.
Begriindet wird die Malnahme damit, dass die neue Regelung angeblich Banken besonders
privilegiert hatte. Allerdings kann dies stark in Zweifel gezogen werden, da die Privilegierung von
Banken in erster Linie dadurch zu Stande kommt, dass sie ihre Forderungen mit Garantien
aullerhalb der Insolvenzmasse gesichert haben. Und darauf hat die Regelung iiberhaupt gar keinen
Einfluss. Zu befiirchten ist vielmehr, dass die Neuerung vor allem auf Kosten mittelstdndischer
Firmen geht, deren Forderungen im Insolvenzverfahren gegeniiber den staatlichen Forderungen
zukiinftig wieder zuriickstehen.*!

Die vorgesehene Wiedereinfiihrung des Fiskusprivileg konterkariert auerdem laut Financial Times
einen Plan des Justizministeriums durch eine Anderung des Insolvenzrechts Firmen zu belohnen,
wenn sie moglichst frithzeitig notwendige Sanierungen angehen. Sollte das Fiskusprivileg
wiederbelebt werden, gédbe es keinen Anreiz mehr fiir Finanzdmter sich zur Abwendung eines
Insolvenzverfahrens auf Verhandlungen tiber die Riickzahlung von Steuerforderungen einzulassen,
weil der Fiskus davon ausgehen kénne, dass er sein Geld immer vor allen anderen Glaubigern
erhalte.”” Betroffen von all dem wire vor allem die klassische FDP-Wihlerschaft. Mittlerweile ist
der Presse zu entnehmen, dass die der FDP angehoérende Justizministerin Leuthduser
Schnarrenberger Widerstand gegen diesen Punkt des Sparpakets leistet.”

Nachfolgende Tabelle listet alle Mallnahmen des Sparpaketes mit Beteiligung von Unternehmen
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%20zur%20Anh%C3%B6rung.pdf

20 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,699279,00.html

21 http://befeldtsteuerblog.wordpress.com/2010/06/08/sparhaushalt-fiskusvorrecht-im-insolvenzverfahren-kommt-
zuruck/

22 http://mpi.polymotion.net/de/news/newsmeldung/?
tx_ttnews[tt news]=6&cHash=0bcf7cbdb934147eda5837235de9a866

23 http://www.google.com/hostednews/afp/article/ALeqM5i5SeDgOnn2UDRaeC 3s004nSjmxQ


http://www.google.com/hostednews/afp/article/ALeqM5i5SeDgOnn2UDRaeC_3sOO4nSjmxQ
http://mpi.polymotion.net/de/news/newsmeldung/?tx_ttnews[tt_news]=6&cHash=0bcf7cbdb934147eda5837235de9a866
http://mpi.polymotion.net/de/news/newsmeldung/?tx_ttnews[tt_news]=6&cHash=0bcf7cbdb934147eda5837235de9a866
http://befeldtsteuerblog.wordpress.com/2010/06/08/sparhaushalt-fiskusvorrecht-im-insolvenzverfahren-kommt-zuruck/
http://befeldtsteuerblog.wordpress.com/2010/06/08/sparhaushalt-fiskusvorrecht-im-insolvenzverfahren-kommt-zuruck/
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,699279,00.html
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/AGs/AG_Finanzmarkt___Steuern/FTS_Kampagne/Stellungnahme%20zur%20Anh%C3%B6rung.pdf
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/AGs/AG_Finanzmarkt___Steuern/FTS_Kampagne/Stellungnahme%20zur%20Anh%C3%B6rung.pdf

auf.

2011 2012 2013 2014 Summe
Steuerlicher Ausgleich der 2,3Mrd. € 2,3Mrd. € 2,3 Mrd. € |2,3Mrd. € | 9,2 Mrd. €
Kernenergiewirtschaft
Bahndividende 0,5 Mrd. € 0,5 Mrd. € |0,5 Mrd. € |0,5Mrd. € | 2,0 Mrd. €
Beteiligung des Bankensektors an 2,0 Mrd. € 2,0 Mrd. € |2,0 Mrd. € | 6,0 Mrd. €
den Kosten der Finanzmarktkrise
Wiedereinfithrung des Fiskus- 0,5 Mrd. € |0,5 Mrd. € |0,5Mrd. € 0,5Mrd. € | 0,5Mrd. €
privilegs im Insolvenzverfahren
Summe 3,3 Mrd. € 5,3 Mrd. €|5,3 Mrd. €|5,3 Mrd. € 16,7 Mrd. €

Einsparungen im Verwaltungsbereich

Im Verwaltungsbereich will die Regierung 2011 2,3 Mrd. €, 2012 3,3 Mrd. € und ab 2013 3,9 Mrd.
€ pro Jahr einsparen, bis 2014 also insgesamt 13,4 Mrd. €. Etwa ein Drittel dieser Ausgaben soll auf
das Bundesverteidigungsministerium (BMVg) und insgesamt 1 Mrd. € auf das Ministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung entfallen. ,,Disponibel“ heiflt dabei einfach nur: ,,zur Verfiigung
stehen®, also Ausgaben, die in der Verwaltung gekiirzt werden kénnen, ohne dass dafiir erst
irgendwelche Gesetze gedndert werden miissen. Von Kiirzungen betroffen sollen dabei nicht nur
Personalmittel, sondern auch Programmmittel sein. Wo genau gekiirzt werden soll, soll vor allem in

den einzelnen Ministerien entschieden werden. Als eine Mallnahme ist eine ,,pauschale

Stelleneinsparung® vorgesehen, die urspriinglich nur bis 2010 laufen sollte, jetzt aber bis 2014
verlangert werden soll. Damit sollen 10.000 Stellen dauerhaft verschwinden. Um auf den vollen
Umfang der geplanten Einsparungen zu kommen, befiirchtet ver.di aber sogar den Abbau von
15.000 Stellen. Aus Sicht der Bundesregierung handelt es sich dabei um eine ,,Anpassung des
offentlichen Dienst an die demographische Entwicklung®. Ver.di weist hingegen zu Recht darauf
hin, dass ,,Anfang der 1990er Jahre noch iiber neun Prozent des Bruttoinlandsprodukts fiir
offentliche Beschaftigung ausgegeben [wurde]. Heute sind es nur noch rund sieben Prozent. Der
EU-Durchschnitt liegt mit 10,5 Prozent deutlich hoher.“** Als Folge befiirchtet ver.dit:

,»Da jedoch in der Regel die Aufgaben nicht wegfallen, wird der Arbeitsdruck bei den Beschdiftigten
im éffentlichen Dienst weiter steigen. Da zudem weiterhin umfassende Kompetenzen bendétigt
werden, diirften vermehrt kostentrdchtige PPP-Projekte zur Verwaltungsmodernisierung notig
werden oder Honorare an externe Experten z.B. Rechtsanwaltskanzleien zur Formulierung von

Gesetzentwiirfen anfallen.“*

Fiir 2011 soll auBerdem auf eine bereits geplante Erhohung des Weihnachtsgeldes fiir Beamte
verzichtet werden, was einer Kiirzung der Beziige um 2,5% entspréache. Diese Erh6hung war den
Beamten von der Bundesregierung vorher eigentlich schon fest versprochen worden

(Kiirzung Beziige; Stellenkiirzung)

2011 2012 2013 2014 Summe
Kiirzung flexibilisierte Ausgaben 0,3 Mrd. € |0,3 Mrd. €| 0,3 Mrd. €| 0,3 Mrd. € 1,2 Mrd.€
Kiirzung dispon. Ausgaben 1,0 Mrd. € 2,0 Mrd. € 2,5Mrd. € 2,5Mrd. € 8,0 Mrd. €
zusatzliche disponible BMVBS 0,2 Mrd. € 0,2 Mrd. € 0,27 Mrd. € 0,34 Mrd. € 1,0 Mrd. €
Kiirzung dispon. Ausgaben 1,2 Mrd. € |2,2 Mrd. € 2,8 Mrd. €2,8 Mrd. € 9,0 Mrd.€
davon BMVg 0,6 Mrd. € 1,1 Mrd. € 1,3 Mrd. € 1,3 Mrd. € 4,3 Mrd. €
Anpassung Verwaltungsausgaben 0,8 Mrd. € | 0,8 Mrd. €| 0,8 Mrd. €| 0,8 Mrd. € 3,2 Mrd.€
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Summe 2,3 Mrd. € | 3,3 Mrd. €|3,9 Mrd. € 3,9 Mrd. € 13,4 Mrd.€

Subventionsabbau und dkologische Neujustierung

In diesem Bereich mochte die Bundesregierung mit zwei MafSnahmen Einsparungen erreichen: Bei
der ersten handelt es sich um die ,,Abschaffung von Mitnahmeeffekten bei
Energiesteuervergiinstigungen®, mit der Einsparungen von 1,0 Mrd. € 2011 und 1,5 Mrd. € fiir
jedes der folgenden Jahre erreicht werden sollen, also insgesamt 5,5 Mrd. € bis 2014. Dabei handelt
es sich um Vergiinstigungen bei der Oko-, Strom und Energiesteuer, von der bisher vor allem
energieintensive Betriebe profitieren. Grundsatzlich ist zu begriien, wenn die Wirtschaft hier
starker zur Kasse gebeten wird, allerdings nehmen sich auch hier die Regierungspldne eher
bescheiden aus. Eine Studie des Umweltbundesamtes?®, die 2008 erschien, listet fiir das Jahr 2006
umweltschéddliche Subventionen in Héhe von knapp 42 Mrd. € auf, davon allein im Energiebereich
11,6 Mrd. € und im Verkehrsbereich 19,6 Mrd. €. Sicher wére falsch, jede dieser Subventionen
sofort kategorisch in Frage zu stellen, ohne auch die sozialen Folgen und die Folgen fiir Konjunktur
und Arbeitsmarkt zu hinterfragen. Trotzdem vermitteln die Zahlen einen guten Eindruck davon, was
in diesem Bereich alles moglich wére, wenn es der Bundesregierung mit einer ,,6kologischen
Neujustierung“ tatsdchlich ernst wére. Hier fande sich nicht nur ein gigantisches Einsparpotential,
sondern auch jede Menge Moglichkeiten, Geld in 6kologisch sinnvolle Investitionen umzulenken.

Der BUND, der aus der Studie des Umweltbundesamtes in einem Hintergrundpapier zum
Subventionsabbau zitiert, das er kurz vor der Sparklausur der Regierung versffentlichte”, hat die
dort vorgestellten Subventionen genauer untersucht und eine Liste der MaSnahmen
zusammengestellt, die aus seiner Sicht nicht nur sinnvoll sind, sondern auch allein auf nationaler
Ebene relativ schnell beschlossen und umgesetzt werden konnten. Teilweise wére dazu aber auch
die Zustimmung des Bundesrats notig, in dem die Koalitionsparteien seit der Wahl in NRW keine
eigene Mehrheit mehr haben. Der BUND kommt dabei, inklusive der an anderer Stelle im
Sparpaket enthaltenen Abgaben fiir Betreiber von Kernkraftwerken in Héhe von 2,3 Mrd. €, auf
16,543 Mrd € pro Jahr. Das ist mehr als sieben Mal so viel wie das, was die Bundesregierung in
diesem Bereich plant. Allein durch die Abschaffung von Energiesteuervergiinstigungen sieht der
BUND auf Basis der Zahlen von 2006 Einsparpotential in Héhe von 4,5 Mrd. € pro Jahr, bis 2014
also insgesamt 18 Mrd. €, mehr als dreimal so viel wie das, was die Bundesregierung hier
einnehmen mochte.

Trotzdem formiert sich bereits gegen diesen Teil des Sparpakets sogar im Bundeskabinett selbst
Widerstand. Wirtschaftsminister Briiderle opponiert bereits seit 1angerem sowohl gegen diesen Teil
des Sparpaketes, wie auch gegen die folgende Mafnahme.*®

Als zweite MalBnahme mochte die Koalition in diesem Bereich durch eine ,,6kologische
Luftverkehrsabgabe“ jedes Jahr 1,0 Mrd. € einnehmen, bis 2014 also insgesamt 4,0 Mrd. €. In der
von der Bundesregierung ins Netz gestellten Tabelle befinden sich an den Zahlen fiir 2013 und 2014
kleine Sternchen, die auf eine Fullnote verweisen, in der es heif$t: ,,2013 und 2014 ggfs. durch CO2-
Emissionszertifikate®. Im Begleitpapier der Bundesregierung steht dazu, dass sie diese Abgabe ,,bis
zur Einbeziehung des Luftverkehrs in den bereits vereinbarten CO2-Emissionshandel“ erheben will.
Anscheinend geht sie dabei davon aus, dass ihr diese Einnahmen auch nach deren Einfiihrung zur
freien Verfiigung stehen. Als sie das beschloss, war sie vermutlich schlecht dariiber informiert, was
auf EU-Ebene Stand der Dinge ist. Die Einbeziehung des Luftverkehrs unter den CO2-
Zertifikatehandel beginnt ndmlich nicht erst 2013, sondern bereits 2012. 85% der Zertifikate sollen
kostenlos zugeteilt werden, nur 15% versteigert werden. Vorgesehen ist auch nicht, die dabei

26 Umweltbundesamt: Umweltschiadliche Subventionen in Deutschland: Seite 33 ff.; online unter

http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-1/3659.pdf
27 BUND: Umweltfreundlich aus der Schuldenfalle: Subventionsabbau zugunsten von Klima- und Staatshaushalt
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erzielten Einnahmen in ein Sparpaket einzustellen,sondern diese ,,zur Bekdampfung des
Klimawandels, insbesondere fiir Forschung, fiir saubere Flugzeuge, zur Bekampfung von
Abholzung in der Dritten Welt, zur Finanzierung von Energieeffizienz und erneuerbarer Energien
sowie zur Unterstiitzung von emissionsarmen Transportsystemen (u.a. Bus und Bahn)“ zu nutzen.”
Man darf gespannt sein, wie die Bundesregierung das mit der von ihr geplanten Einsparung in Héhe
von 1 Mrd. € pro Jahr in Ubereinstimmung bringen will. Daher wundert es angesichts dieser
Widerspriiche auch nicht, dass diese Abgabe mittlerweile nicht nur von den Fluggesellschaften
scharf kritisiert wird, sondern auch im Bundeskabinett selbst wieder umstritten ist.
Wirtschaftsminister Briiderle hat sich zwischenzeitlich von ihr distanziert, Verkehrsminister
Ramsauer will sie nur, wenn sie europdische durchgesetzt wird, was im Prinzip auf das gleiche
hinauslauft.*

Auch der BUND fordert eine Ticketabgabe im Luftverkehr, stellt dabei aber keinen Zusammenhang
mit dem Emissionshandel her. Er begriindet sie damit, dass Flugtickets fiir grenziiberschreitende
Fliige, anders als z.B. Bahntickets, nicht der Umsatzsteuer unterliegen Zum Ausgleich fordert er
eine Ticketabgabe in Hohe von 20 — 40 € pro Sitzplatz, was zu geschétzten zusatzlichen Einnahmen
in Hohe von 1,2 Mrd. € pro Jahr fiihren wiirde, also einem Betrag, der 20% iiber dem liegt, was die
schlecht informierte Bundesregierung einnehmen will. Weitere 395 Mio. € kénnten laut BUND
jedes Jahr in die Staatskasse gespiilt werden, wenn auf nationaler Ebene im Alleingang eine
Abschaffung der Steuerbefreiung von Kerosin beschlossen wiirde. Die Bundesregierung lehnt dies
ab, weil das international derzeit nicht durchsetzbar scheint.

Die aus Sicht des BUND bei der Besteuerung von Verkehrstragern und Treibstoffen grofte,
kurzfristig abzuschaffende Subvention, die steuerliche Begiinstigung von Diesel gegeniiber Benzin,
wird von der Bundesregierung nicht einmal erwdhnt. Hier wéren Mehreinnahmen in H6éhe von 6,15
Mrd. € pro Jahr moglich. Eine Abschaffung des steuerlichen Privilegs fiir Dienstwagen, eine
Malnahme, die wohl eher die Besserverdienenden treffen wiirde, brachte jedes Jahr weitere 0,5
Mrd. €.

Die nachfolgende Tabelle zeigt, was die Bundesregierung in diesem Bereich in ihrem Sparpaket
plant.

2011 2012 2013 2014 Summe

Abschaffung von 1,0 Mrd. € |1,5Mrd. € 1,5Mrd. € |1,5Mrd. € | 5,5 Mrd. €
Mitnahmeeffekten bei
Energiesteuervergiinstigungen

Okologische Luftverkehrsabgabe 1,0 Mrd. € | 1,0 Mrd. € | 1,0 Mrd. € |1,0 Mrd. € | 4,0 Mrd. €

Summe 2,0 Mrd. € |2,5 Mrd. €|2,5 Mrd. € 2,5 Mrd. € 9,5 Mrd. €

Weitere MaRnahmen

Bei den weiteren Maflnahmen fiihlt man sich etwas an den Witz erinnert, bei dem einer zum
anderen sagt: ,,Heute habe ich eine Menge Geld gespart: Ich bin zwei Stationen dem Bus
hinterhergelaufen.“, woraufhin sein Gesprachspartner erwidert: ,,Bist Du dumm, wérst Du einem
Taxi hinterhergelaufen, héttest Du noch viel mehr gespart.” Die Bundesregierung fiihrt hier vor
allem die Ausgaben fiir Zinsen auf, die sie hofft einzusparen, wenn sie weniger Schulden aufnimmt.
Diesen Einspareffekt gibt sie fiir 2011 mit 0,5 Mrd. €, 2012 mit 1,0 Mrd. €, 2013 mit 1,5 Mrd. € und
2014 mit 2,0 Mrd. € an. Bezogen auf die Einsparsummen wiirde das, unter der Annahme, dass alle
Einsparungen ab dem ersten Tag des entsprechenden Haushaltsjahres bereits in voller Héhe Zinsen
einsparen, fiir das Jahr 2011 einen Zinssatz von 4,7 % bedeuten, fiir das Jahr 2012 von 5,5 %, fiir
das Jahr 2013 von 6,7 % und fiir das Jahr 2014 von 7,8 %.
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Jahr |Angesetzte |Davon Angesetzte Einsparungen ohne Zinsen |Zinssatz
Einsparung | Zinsen (2. Spalte — 3. Spalte) (3./(3. Spalte / 2. Spalte)

2011 11,2 Mrd. € |0,5Mrd. € |10,7 Mrd. € 4,7 %

2012 19,2 Mrd. € 1,0 Mrd. € | 18,2 Mrd. € 5,5%

2013 23,8 Mrd. € |[1,5Mrd. € |22,3 Mrd. € 6,7 %

2014 (27,6 Mrd. € |2,0 Mrd. € | 25,6 Mrd. € 7,8 %

Die Bundesregierung scheint davon auszugehen, dass ohne ihr Sparpaket in Deutschland innerhalb
von vier Jahren, bezogen auf die von ihr aufzubringenden Zinsen, nahezu griechische Verhéltnisse
herrschen wiirden und hélt es deshalb wohl fiir gerechtfertigt, auch einen entsprechend hohen
Zinssatz fiir ihre Einsparungen anzusetzen.

Fragwiirdig ist dieses ganze Vorgehen allerdings nicht nur beziiglich der zu Grunde liegenden Hohe
der Zinsen. Sollte sich in den ndchsten Jahren ein Teil der geplanten Einsparungen in den anderen
Bereichen doch nicht so wie geplant realisieren lassen, dann wiirden die Einspareffekte auch in
diesem Bereich entsprechend niedriger ausfallen (es sei denn, man kalkuliert einfach mit einem
noch hoheren Zinssatz). An Seriositidt gewinnt das Sparpaket durch diesen Teil sicher nicht.

Weitere 0,4 Mrd. € hofft die Bundesregierung dadurch zu sparen, dass der Baubeginn beim Aufbau
des Berliner Stadtschloss von 2011 auf 2014 um drei Jahre nach hinten geschoben wird, Durch die
Verschiebung werden die Kosten allerdings nur zeitlich nach hinten geschoben. Eigentlich handelt
es sich beim Berliner Stadtschloss um ein Projekt, auf das man auch gut und gerne ganz verzichten
konnten.

2011 2012 2013 2014 Summe
Verschiebung Berliner Schloss 0,1 Mrd. € |0,1 Mrd. € |0,2 Mrd. € 0,4 Mrd. €
auf 2014
Zinsersparnis durch 0,5Mrd. € |1,0 Mrd. € |1,5Mrd. € 2,0 Mrd. € | 5,0 Mrd. €
Nettokreditaufnahme Reduktion
Summe 0,6 Mrd. € 1,1 Mrd. €|1,7 Mrd. €|2,0 Mrd. € 5,4 Mrd. €
Streitkraftereform

Im Verteidigungshaushalt sind fiir das Jahr 2013 1,0 Mrd. € an Einsparungen vorgesehen und fiir
das darauf folgende Jahr 3,0 Mrd. €, also insgesamt 4,0 Mrd. €. Sollte es dazu kommen, wére das
natiirlich zu begriilen, auch wenn man sich hier noch wesentlich gréfere Summen vorstellen
konnte. Ob das allerdings wirklich passieren wird, ist im Moment noch offen, denn in den
Erlduterungen ist bisher nur von einem Priifauftrag die Rede, iiber dessen Ergebnis der
Verteidigungsminister im September Bericht erstatten soll. Gepriift soll vor allem werden, ,,welche
Folgen eine deutliche Reduzierung der Streitkrédfte um bis zu 40.000 Berufs- und Zeitsoldaten fiir
die sicherheitspolitische Handlungsfahigkeit Deutschlands, die Einsatz- und Biindnisfdhigkeit,
Fragen der Beschaffung, die Strukturen und den Gesamtumfang der Bundeswehr sowie die
Wehrform und deren Ausgestaltung hétte.“*!

Derartige Vorbehalte findet man an anderen Stellen des Sparpakets nicht.. Was passiert, wenn das
mit der Priifung beauftragte Verteidigungsministerium zu einem negativen Ergebnis kommt, bleibt
offen. Zusétzlich heilt es in dem Priifauftrag lediglich, auch ,,M6glichkeiten aufzuzeigen, wie durch
eine bessere Arbeitsteilung im Biindnis Einsparpotentiale gewonnen werden kénnen.“*

31 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/ _Anlagen/2010/2010-06-07-eckpunkte-

kabinett,property=publicationFile.pdf Seite 5
32 Ebd.
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Fiir die meisten anderen Bereiche, die bereits ab 2011 sparen sollen, will sich das Bundeskabinett
bereits Ende August auf notwendige zusatzliche gesetzliche Malnahmen einigen, damit bis zu den
Haushaltsberatungen im Herbst alle erforderlichen weiteren Gesetzesvorhaben auf den Weg
gebracht sind. Fiir das Verteidigungsresort gilt dieser Zeitplan nicht, denn hier sind Einsparungen
erst ab 2013 geplant. Man sollte sich also nicht zu friih freuen, dass auch das Militdr von diesen
Kiirzungen betroffen ist. Auch unter dem Sparpaket sind sicher nur solche Einsparungen zu
erwarten, die sich mit dem Ziel decken, die Bundeswehr von einer Verteidigungsarmee zu einer
Interventionsarmee umzubauen, die weltweit einsatzfédhig ist. Derzeit gilt Guttenberg im Kabinett
noch als das grofle Vorbild in Sachen sparen. Das konnte sich allerdings im Herbst rasch dndern,
wenn er die Ergebnisse der von seinem Ministerium zu verantwortenden Priifungen vorstellt und
Kabinettskollegen das Sparpaket mittlerweile sturmreif geschossen haben.

2011 2012 2013 2014 Summe
Streitkrifereform 1,0 Mrd. € |3,0 Mrd. € | 4,0 Mrd. €
Summe 0,0 Mrd. € 0,0 Mrd. €|1,0 Mrd. € 3,0 Mrd. € 4,0 Mrd. €

Weiterer Zeitplan

Mittlerweile wurde am 7. Juli der Etatentwurf fiir 2011 und die mittelfristige Finanzplanung bis
2014 vom Bundeskabinett verabschiedet.* Als nichstes muss im Kabinett das
Haushaltsbegleitgesetz verabschiedet werden, in dem alle gesetzlichen Mallnahmen enthalten sind,
die zur Umsetzung des Sparpakets erforderlich sind. Urspriinglich war das fiir den 4. oder 8. August
geplant, mittlerweile ist hier von Ende August die Rede.

Dabei ist es wahrscheinlich, dass es zwei Gesetzespakete geben wird, eines mit Mafnahmen, denen
nur das Parlament zustimmen muss und eines mit MafRnahmen, denen auch der Bundesrat
zustimmen muss. Sicher scheint bisher nur zu sein, dass der Bundesrat sowohl der geplanten
Streichung des Heizkostenzuschusses als auch der Rentenkiirzung fiir Hartz [V-Empfénger
zustimmen muss.* Da hier die Regierung seit der NRW-Wahl keine eigene Mehrheit mehr hat,
stehen die Chancen nicht schlecht, auch diese MalRnahmen noch zu verhindern. Bei allen anderen
MaBnahmen hofft die Regierung noch, dass sie die entsprechenden Gesetze so formulieren kann,
dass der Bundesrat nicht zustimmen muss. Ob ihr das gelingt, bleibt abzuwarten.

Sollte das Bundeskabinett seine Beschliisse wie geplant im August fassen, diirften die
parlamentarischen Beratungen im Bundestag im September beginnen. Dort wird das Sparpaket im
Rahmen der Verabschiedung des Haushalts 2011 beraten. Laut Beschluss des Bundeskabinetts soll
der Haushalt in den Bundestag in der ersten Sitzungswoche im September eingebracht werden.
Hiufig ist diesbeziiglich vom 13. September die Rede.*® Wie bei jedem anderen Gesetz auch muss
es dazu im Parlament insgesamt drei Lesungen im Plenum geben und dazwischen Beratungen in
den Ausschiissen.* Wie lange dieses Verfahren dauert, hingt stark davon ab, wie lange sich die
Beratungen in den Ausschiissen hinziehen. Derzeit gilt als wahrscheinlich, dass die Endabstimmung
frithestens im November zu erwarten ist.

33 http://www.finanzen100.de/nachrichten/update2-bundeskabinett-billigt-haushaltsentwurf-2011 _H534648951 1-1-
5173349393625437718/

34 http://www.sueddeutsche.de/politik/machtkampf-im-bundesrat-die-opposition-regiert-mit-1.965817-2
35 http://www.focus.de/politik/deutschland/haushalt-hintergrund-der-fahrplan-fuer-die-

sparbeschluesse aid 516735.html
36 http://de.wikipedia.org/wiki/Gesetzgebungsverfahren %28Deutschland%29



http://de.wikipedia.org/wiki/Gesetzgebungsverfahren_(Deutschland)
http://www.focus.de/politik/deutschland/haushalt-hintergrund-der-fahrplan-fuer-die-sparbeschluesse_aid_516735.html
http://www.focus.de/politik/deutschland/haushalt-hintergrund-der-fahrplan-fuer-die-sparbeschluesse_aid_516735.html
http://www.sueddeutsche.de/politik/machtkampf-im-bundesrat-die-opposition-regiert-mit-1.965817-2
http://www.finanzen100.de/nachrichten/update2-bundeskabinett-billigt-haushaltsentwurf-2011_H534648951_1-1-5173349393625437718/
http://www.finanzen100.de/nachrichten/update2-bundeskabinett-billigt-haushaltsentwurf-2011_H534648951_1-1-5173349393625437718/

	Bewertung und aktueller Stand der Debatte in der Regierung zum Sparpaket
	Vorbemerkung
	Die Maßnahmen im Einzelnen
	Neujustierung von Sozialgesetzen
	Beteiligung von Unternehmen
	Einsparungen im Verwaltungsbereich
	Subventionsabbau und ökologische Neujustierung
	Weitere Maßnahmen
	Streitkräftereform

	Weiterer Zeitplan


